
Verfassungsschutz. Das DSN beobachtet
mehr Aktivität von Staatsverweigerern
während Corona. Und berichtet spät darüber.

Bericht: Spione
und Staatsfeinde
sehr aktiv
Wien. Die Direktion Staatsschutz
und Nachrichtendienst (DSN)
bestätigt, dass die Staatsverwei-
gerer in der Pandemie aktiver
waren als zuvor. Das geht aus
dem Verfassungsschutzbericht
2021 hervor, der nun von der
Nachfolge-Organisation des skan-
dalgebeutelten Bundesamtes für
Verfassungsschutz und Terroris-
musbekämpfung (BVT) vorgelegt
wurde.

Zu den Staatsverweigerern
heißt es im Bericht, dass gegen
diese ab 2017 durch polizeiliche
und justizielle Maßnahmen vor-
gegangen wurde. Mittlerweile,
also Stand 2021, hätten „mehrere
Hundert Personen“ wegen staats-
feindlicher Agitationen verurteilt
werden können bzw. befänden
sie sich in Strafverfahren. Die An-
zeigen betrafen Delikte wie Nöti-
gung, gefährliche Drohung sowie
staatsfeindliche Verbindungen
oder Anstiftungen zu Amtsdelik-
ten. Bei den größeren Verbin-
dungen Staatenbund und ICCJV
(International Common Law
Court of Justice) kamen Betrugs-
delikte dazu, da eigens kreierte
Dokumente verkauft wurden,
während Geschädigte glaubten,
sie verwenden zu können.

Ab 2019 wurde ein Rückgang
der Agitationen beobachtet. In
der Pandemie kam es aber zu
einem deutlichen Anstieg der Ak-
tivität. Vor allem zu den Protes-
ten gegen die Schutzmaßnah-
men konnten vom Verfassungs-
schutz „zahlreiche Argumenta-
tionslinien der staatsfeindlichen
Verbindungen beobachtet“ wer-
den. Prominente Corona-Maß-
nahmen-Gegner waren zuvor in
der Staatsverweigererszene aktiv.

Im Jahr 2021 selbst wurden
zahlreiche Anhänger der staats-
feindlichen Verbindungen ange-
klagt beziehungsweise verurteilt.
Mehrjährige Haftstrafen und das
damit verbundene Fehlen von
Führungspersonen hätten die
Szene geschwächt. Es sei nicht
von einer zunehmenden Gewalt-
tätigkeit auszugehen, eher von
neuen Formen der versuchten
Behinderung des Verwaltungs-
apparats. Mit dem vermuteten

Abflauen der Pandemie sei aber
ein Bedeutungsverlust der Ver-
schwörungserzählungen zu er-
warten.

Spionage-Paradies Österreich
Der Verfassungsschutzbericht
widmet sich daneben unter an-
derem der Spionagetätigkeit –
und bestätigt, dass Österreich zu
Recht seit Jahrzehnten als bevor-
zugtes Operationsgebiet auslän-
discher Geheimdienste gilt. Dies
wird nun auch offiziell bestätigt.

Ein Grund dafür sei die Geset-
zeslage, die ein Operieren auf ös-
terreichischem Staatsgebiet „auf-
grund der vergleichsweise sehr
niedrigen Strafdrohung attraktiv
macht“, heißt es im jüngsten Be-
richt. Hauptakteure seien Russ-
land, China, der Iran und die
Türkei.

Begünstigend wirkten auch
die gute geopolitische Lage, die
Präsenz internationaler Organi-
sationen oder die Schwäche der
einheimischen Spionageabwehr.
Die österreichischen Dienste
könnten vergleichsweise nur auf
„minimalinvasive“ Befugnisse
zurückgreifen, mit denen Opera-
tionen fremder Nachrichten-
dienste im Bundesgebiet nur
schwer bis kaum nachzuweisen
seien, so der Bericht.

Als größte Bedrohungen
sieht der Bericht für die Zukunft
die versuchte Anwerbung von
Informanten, insbesondere in
den Bereichen Hightech, Diplo-
matie, Staatsangestellte und Wis-
senschaft, sowie von Desinfor-
mationskampagnen in Form von
Fake News, Online Trolling (Dif-
famierung im Internet) und Do-
xing (Veröffentlichen geheimer
E-Mails und Dokumente).

Allerdings bezieht sich dieser
Bericht auf 2021. Dass er so spät
kommt, sorgt für Kritik. Die Be-
völkerung habe ein Recht, zeit-
nahe über Gefahren für die in-
nere Sicherheit informiert zu
werden. „Für Abgeordnete ist
dieser Bericht eine Grundlage
für die Arbeit. Der vorgelegte Be-
richt ist aber längst überholt“, so
die SPÖ-Abgeordnete Sabine
Schatz. (APA/red.)

Millionen für Luxusleben
veruntreut: Vier Jahre Haft
Urteil. Eine Buchhalterin hat 3,2 Millionen abgezweigt.

Wien. Vier Jahre Haft stehen einer
53-jährigen Wienerin wegen Un-
treue und Veruntreuung bevor.
Die Finanzbuchhalterin eines
Luxusunternehmens in der Wie-
ner Innenstadt überwies bereits
ein Jahr nach ihrer Anstellung,
2010, Geld vom Firmenkonto auf
ein privates.

Bis zu ihrer Festnahme, 2022,
zweigte sie insgesamt 3,2 Millio-
nen Euro ab. Mit dem Geld er-
möglichte die Frau sich und ihrer
22-jährigen Tochter ein besseres
Leben. Neben teuren Autos und
Urlauben soll ein Haus in Hagen-
brunn zu den unrechtmäßig er-
worbenen Anschaffungen gehört
haben. Auch das Privatstudium
der Tochter in Spanien wurde
mit fremdemGeld finanziert.

Auf ihrem Instagram-Ac-
count dokumentierte die Jugend-
liche ihren ausschweifenden Le-
bensstil. Von den kriminellen
Machenschaften ihrer Mutter
will sie allerdings nichts gewusst
haben. Geld sei in ihrem Hause
nie ein Thema gewesen, beteuert
sie.

Einen bestimmten Grund für
die illegalen Überweisungen hat
es der Frau zufolge nicht gege-
ben. Sie habe sich „nichts dabei
gedacht“ und wisse nicht, wie sie
„da reingeraten“ sei. Das noch
nicht rechtskräftige Urteil wurde
am Montag gefällt, ihr Geständ-
nis und der ordentliche Lebens-
wandel wurden mildernd gewer-
tet. Die Tochter hingegen wurde
freigesprochen. (vahei/APA)

„Vom täglichen Schnitzel
Interview.Wiens Klimastadtrat, Jürgen
Czernohorszky (SPÖ), will Bäume statt Park-
plätze, ärgert sich über Klima-Blockierer und
will mehr Tempo beim Gasausstieg vom Bund.

VON TERESA WIRTH

Die Presse: Was halten Sie von
Aktionen der Klima-Aktivisten,
die sich auf die Straße kleben
und Kunstwerke beschütten?
Jürgen Czernohorszky: Das An-
liegen ist jedenfalls berechtigt, wir
reden ja nicht von einem Neben-
thema, sondern von der Klimakri-
se, und da ist Feuer am Dach. Aber
wenn es mehr Leute verärgert als
positiv anregt, etwas zu tun, dann
ist es möglicherweise das falsche
Mittel. Mich ärgern aber die Blo-
ckierer von Klima-Gesetzen viel
mehr als Klima-Aktivisten, die ir-
gendetwas blockieren.

Manche würden sagen, dass
auch die SPÖ in Wien einiges
blockiert, etwa bei der Verkehrs-
wende. Da gab es sogar intern
massive Kritik von der SPÖ-Ju-
gend. Geht der SPÖ der Kontakt
zur Jugend abhanden?
Ich habe sehr viel Kontakt zu jun-
gen Menschen. Jeder, der in der
Klimapolitik etwas weiterbringen
will, sollte das auch. Und ich finde
grundsätzlich Kritik nicht unge-
bührlich, im Gegenteil. Es ist nicht
meine Vorstellung von Demokra-
tie, dass alle zu allem klatschen.

Gerade von den Grünen wird die
Wiener SPÖ öfter einmal ins Be-
tonierer-Eck gestellt. Wenn man
sich ansieht, wie etwa in Döbling
Radwege zugunsten von Park-
plätzen wieder gestrichen wer-
den, gibt es vielleicht einen wah-
ren Kern. Was läuft da falsch?
Bei der Klimapolitik braucht es ein
Denken über die einzelne Regie-
rungsperiode hinaus. Wenn man
bis 2040 in dieser Stadt kein fossi-
les Gas und kein Öl mehr verbren-
nen will, dann braucht es große
Anstrengungen, kein politisches
Kleingeldwechseln. Wenn man al-
les, was wir in Wien machen, ins
Betonierer-Eck stellen will, ist das
ein legitimes Mittel einer Opposi-
tionspartei, trägt aber nichts dazu
bei, dass sich etwas zum Positiven
verändert. Das muss ich den Grü-
nen schon vorwerfen.

Und was ist Ihnen wichtiger,
Parkplätze oder Radwege?
Jeder Baum, jeder Platz zum Zu-
fußgehen oder Verweilen ist mir
wichtiger als jedes Auto, das ist
völlig klar.

Die Stadt wollte bis Ende des Jah-
res 2022 einen Plan für den Gas-
ausstieg vorlegen, der ist noch
nicht da. Wann kommt er?
Wir hatten uns vorgenommen, den
Plan bis Ende des Jahres zu erar-
beiten, und werden ihn dem-
nächst vorstellen.

Eine Studie für die Wien Energie
rechnet damit, dass der Gasaus-
stieg in Wien bis 2040 sechs Mil-
liarden Euro kostet, eine andere
geht von dem Sechsfachen aus.
Wer wird das alles bezahlen?
Die Transformation unserer Stadt
wird jede Menge Geld kosten, sie
wird aber auch jede Menge Ar-
beitsplätze bringen. Allein die
Sonnenstrom-Offensive bis 2030
wird 3200 Arbeitsplätze bringen.
Es muss auch breite Förderungen
geben, damit der Wechsel einer
Gastherme keine finanzielle Be-
drohung für einen Haushalt wird.

Es gibt inWien Tausende Hausei-
gentümer, die man an Bord ho-
len muss. Nur mit Förderungen,
die 30, 40 Prozent der Kosten
übernehmen, wird es nicht ge-
hen. So ein Umstieg ist mühsam,
ein bürokratischer Aufwand . . .
Mühsam wird es jedenfalls. Nur
wird es deutlich mühsamer, wenn
wir nichts machen gegen die Kli-
makrise. Jeder, der so tut, als kön-
ne man jede Art von Anstrengun-
gen wegträumen, der wird böse
aufwachen. Was wir aber machen
können, ist, es so schaffbar wie
möglich zu machen. Wesentlich
ist, in Partnerschaft mit den Haus-
eigentümern, mit der Baubran-
che, mit den Mietern zu gehen
und klar zu zeigen, was wir vorha-
ben.

Es ist nur noch nicht klar, wer
zahlen wird.
Ziel ist es, zuerst einmal zu zei-
gen, in welche Richtung es geht.
Das wollen wir anhand von 100
konkreten Gebäuden machen –
denkmalgeschützten Gebäuden,
1970er-Jahre-Bauten, Kleingarten-
häusern –, was man dann auf an-
dere Gebäude umlegen kann. Par-
allel dazu braucht es eine Förder-
struktur in enger Abstimmung der
Bundesländer mit dem Bund, die
so etwas auch leistbar macht. Das
ist ja grundsätzlich der gemein-
same Plan. Alle neun Bundeslän-
der haben das Erneuerbare-Wär-

me-Gesetz im Juni 2021 fertig ver-
handelt und die Ministerin aufge-
fordert, es zeitnah ins Parlament
zu bringen. Aber trotz mehrmali-
ger Ankündigung liefert die Bun-
desregierung nicht. Ich muss ganz
ehrlich sagen, Anfang des Jahres
2023 reißt mir der Geduldsfaden.

Wien als größte Hauseigentüme-
rin Europas könnte mit gutem
Beispiel vorangehen. Wie viele
Gemeindewohnungen sind denn
schon umgerüstet?
Das passiert gerade an sehr vielen
Standorten. Der soziale Wohnbau
ist da ein ganz starker Partner. Die
Sozialbau hat das mittlerweile
schon bei 16 Gebäuden geschafft.
Auch für die Wiener Gemeinde-
bauten und andere soziale Wohn-
bauträger gibt es solche Pläne,
auch schon umgesetzte.

Im Bund warten Sie auch auf das
Klimaschutzgesetz. Nun planen
Sie ein eigenes für Wien. Wozu?
Die Ziele gibt es ja schon.
Bei der Klimapolitik braucht es
konkrete Ziele, aber auch Maß-
nahmenpakete, um diese Ziele zu
erreichen, Benchmarks auf dem
Weg dorthin und die Steuerungs-
struktur, dass man das auch wirk-
lich abarbeiten kann. Das Wiener
Klimaschutzgesetz soll diese
Dinge verbindlich machen.

„Mir reißt der Geduldsfaden“, sagt der Wiener

Wissenschaftler flankieren Klimakleber
Protest. Die Blockadewelle von Klima-Aktivisten geht in Wien weiter – und hat am
Dienstag auf dem Praterstern Unterstützung von rund 40Wissenschaftlern bekommen.

VON TERESA WIRTH

Wien. Sich vor Dutzende hupende
Autos auf die Straße stellen, Auge
in Auge mit Polizisten, die die Blo-
ckierer aus dem Weg räumen wol-
len – für Klima-Aktivisten der Letz-
ten Generation, die diese Woche
wieder mit Klebeaktionen auf
Wiens Straßen auffallen, ist dies
schon Routine. Für Wissenschaft-
ler, die man sonst eher in Universi-
tätssälen und Laboren findet, nicht
ganz.

Dennoch stellten sich Diens-
tagfrüh rund 40 Wissenschaftler
hinter die Aktivisten, die die Zu-
fahrt von der Praterstraße zum
Praterstern blockierten. „Das ist
sehr weit außerhalb der Komfort-
zone für Wissenschaftler“, sagte

Reinhard Steurer, Professor für Kli-
mapolitik an der Universität für
Bodenkultur, zur „Presse“. Auch
weil man sich bewusst sei, dass
70 Prozent der Bevölkerung diese
Aktionen nicht gutheißen.

Doch wenn die Politik die ei-
gentliche Arbeit der Wissenschaft-
ler und deren Berichte ignoriere,
sehe man sich gezwungen, sich
mit den Aktivisten zu solidarisie-
ren. „Es ist traurig, dass wir zu sol-
chen Aktionen greifen müssen, da-
mit wir gehört werden“, sagte der
TU-Professor für Verkehrswissen-
schaft, Günter Emberger.

Eigentlich hatten die Wissen-
schaftler, darunter die Klimafor-
scherin Helga Kromp-Kolb, der
Astronom und Science Buster Flo-
rian Freistetter und der ehemalige

Direktor der Zentralanstalt für Me-
teorologie und Geodynamik, Mi-
chael Staudinger, zu einer von den
Scientists for Future organisierten
Pressekonferenz am Praterstern
geladen, um im Vorfeld der Regie-
rungsklausur am Dienstag und
Mittwoch auf das „klimapolitische
Versagen in Österreich“ aufmerk-
sam zu machen. Dann habe man
sich gemeinsam dazu entschlos-
sen, sichmit den Aktivisten zu soli-
darisieren.

„Schon bis 2030 drohen Straf-
zahlungen von 4,7 Milliarden
Euro“, weil Österreich seine selbst
gesteckten Klimaziele nicht einhal-
te, sagte der erst am Montag zum
Wissenschaftler des Jahres gekürte
Biodiversitätsforscher Franz
Essl. Man fordere lediglich,
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Gemeinde will Grenze
zu Ungarn sperren
Die burgenländische Gemein-
de Schattendorf (Bezirk Mat-
tersburg) will ihren Grenzüber-
gang zu Ungarn sperren. Auf
der Straße nach Agendorf sei zu
viel Verkehr. Immer wieder
komme es zu Unfällen oder ge-
fährlichen Situationen, betonte
Bürgermeister Thomas Hoff-
mann (SPÖ) am Dienstag. Weil
ein offener Brief an Innenmi-
nister Gerhard Karner (ÖVP)
bisher unbeantwortet blieb, soll
die Gemeindestraße nun kom-
plett gesperrt werden.

Fünf Verschüttete in
Tirol geborgen
Bei einem Lawinenabgang im
freien Gelände im Bereich der
Stubaier Wildspitze in den Stu-
baier Alpen in Tirol wurden am
Dienstag fünf Wintersportler
verschüttet. Sie konnten im
Zuge einer Suchaktion nach
kurzer Zeit befreit werden. Zwei
von ihnen zogen sich bei dem
Lawinenabgang Verletzungen
zu.

Offene Fragen
nach Klärung
von Bluttaten
Ermittler gehen Verbindung
zu weiteren Straftaten nach.

Wien. Offenbar geklärt ist, wer
den Apotheker in Wien Donau-
stadt und eine zweifache Mut-
ter in Floridsdorf gewaltsam ge-
tötet hat, doch es sind noch vie-
le Fragen offen. Der obdachlose
Pole konnte von den Ermittlern
bis in den Dienstag hinein nicht
einvernommenwerden.

Er hatte am Sonntag ver-
sucht, nach der Tat in Florids-
dorf in das Haus einzudringen,
dabei wurde er festgenommen.
Aufgrund der DNA-Spuren sei
klar, dass es sich um den Täter
handle. Die DNA könne auch
Aufschluss geben, ob der Mann
für weitere Straftaten infrage
kommt. Die Auswertung der
DNA-Datenbank sei noch nicht
abgeschlossen. In Wien sind
etwa noch die Tötung eines
Schulwarts in einer Volksschule
vom März des Vorjahres in
Simmering und die Home Inva-
sion in Neubau, bei der vergan-
genen Mai eine 79-Jährige er-
schlagen wurde, noch nicht
aufgeklärt. (APA)

Wenn die Zugvögel dableiben
Natur. Störche fliegen seltener in den Süden. Im zu warmenWinter finden Meisen und
Co. zwar mehr Futter, negative Folgen hat die fehlende Kälte aber dennoch.

VON MIRJAM MARITS

Wien. Der Storch bleibt, der Berg-
fink kommt nicht mehr als Win-
tergast: Der bisher viel zu warme
und schneearme Winter hat auch
Auswirkungen auf die Vogelwelt.

Denn durch die milden Tem-
peraturen werden einige Zug- zu
sogenannten Standvögeln: Sie be-
geben sich nicht mehr in den Sü-
den. In Österreich lasse sich das
etwa beim Storch beobachten,
wie Heinrich Frötscher, Ornitho-
loge bei Birdlife und National-
park-Ranger in den Donauauen,
sagt: Einige Störche ziehen nach
wie vor nach Afrika, andere „ver-
kürzen ihre Flugwege“ und über-
wintern in Südspanien, „Dutzen-
de aber fliegen überhaupt nicht
mehr weg“.

Auch Vogelarten wie die
Mönchsgrasmücke „bleiben jetzt
da“. Eine weitere Folge: „Vögel
aus dem Norden, die eigentlich
bei uns überwintern, bleiben aus,
weil es auch im Norden nicht an-
ders ausschaut als bei uns“, so
Frötscher. Sprich: Es ist auch im
Norden in der (vermeintlich) kal-
ten Jahreszeit ausreichend warm,
Vögel wie der Bergfink müssen
sich nicht mehr auf die Reise ma-
chen.

Auch für Vogelarten wie Sper-
linge, Meisen oder Amseln hat der
mildeWinter – Birdlife spricht von
einer „Winterhitzewelle“ – Folgen:
Da sie leichter Nahrung im Wald
finden, sind weniger Vögel auf
Futterhäuschen in Gärten oder
auf Balkonen angewiesen. Dass
Vögel derzeit einfacher an Nah-

rung kommen (auch weil sich die
ertragreichen Mastjahre bei Nah-
rungsbäumen wie Fichten und
Buchen als Folge des Klimawan-
dels häufen), sei aber nicht nur
positiv. „Natürlich kommen die
Vögel leichter über denWinter.“

Allerdings führen warmeWin-
ter dazu, dass viele Insektenarten
wie der Frostspanner, „die nied-
rige Temperaturen zum Überwin-
tern brauchen“, nicht überleben,
den Vögeln dann also „in der
Brutzeit im Frühling die Nahrung
fehlen könnte“. Auch die Bäume
bringe ein zu warmer Winter
durcheinander. „Das ganze Öko-
system ist auf den Winter ausge-
legt, alle Arten haben sich
angepasst.“ Zu milde Temperatu-
ren „bringen den ganzen Rhyth-
mus komplett durcheinander“.

Viele Störche überwintern mittlerweile
in Österreich. [ Getty Images / Anadolu Agency ]

Recht.Wer Reifen aufsticht oder Verkehrs-
blockaden an für Einsatzfahrzeuge ganz
zentralen Stellen errichtet, ist bereits strafbar.

Welche Folgen
Klima-Aktivisten
fürchten müssen
VON PHILIPP AICHINGER

Wien. Während es in Wien zu wei-
teren Straßenblockaden kam, er-
neuerte Niederösterreichs Lan-
deshauptfrau, Johanna Mikl-Leit-
ner, ihre Forderung nach härte-
ren Strafen. Sie beauftragte am
Dienstag den Verfassungsdienst
ihres Landes mit der Ausarbei-
tung eines Gesetzesvorschlages.

Bereits zuvor hatte die im
Wahlkampf stehende ÖVP-Politi-
kerin angeregt, für den Umgang
mit Straßenblockierern eine An-
leihe am deutschen Strafrecht zu
nehmen. Denn in Österreich
werde man erst gerichtlich be-
langt, „wenn bereits etwas pas-
siert ist“, meinte sie.

Eine Regelung wie die deut-
sche schaffe hingegen eine „klare
Handhabe der Gemeinschaft ge-
gen Sabotage-Aktionen wie die
Reifenstecherei, die zu lebensge-
fährlichen Situationen führen
kann“, sagte die Landeshaupt-
frau. Was ist dran an dieser Aus-
sage? Welche Folgen haben Kli-
ma-Aktivisten bei ihren Aktionen
zu fürchten und welche nicht?

Zerstören von Autoreifen
Wenn Aktivisten in Autoreifen
stechen, sind sie schon dafür we-
gen Sachbeschädigung (Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten
oder Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätze) zu belangen. Das bloße
Luftauslassen aus dem Reifen
stellt bei einem Auto grundsätz-
lich noch keine Sachbeschädi-
gung dar. Aber laut der Judikatur
sehr wohl dann, wenn es sich um
ein Einsatzfahrzeug handelt, das
auf dieseWeise lahmgelegt wird.

Muss der Aktivist damit rech-
nen, dass das von ihm heimge-
suchte Auto in Betrieb genom-
men wird und wegen der fehlen-
den Luft oder des zerstörten Rei-
fens eine Gefahr für Verkehrsteil-
nehmer entsteht, kann ein ande-
res Delikt vorliegen. Nämlich je-
nes der Gefährdung der körperli-
chen Sicherheit. Darauf steht
eine Freiheitsstrafe von bis zu
drei Monaten oder Geldstrafe bis
zu 180 Tagessätzen.

Nimmt tatsächlich eine Per-
son Schaden (etwa, weil das Auto
wegen der nicht funktionsfähigen
Reifen schlecht bremst), droht
Aktivisten sogar eine Verurtei-
lung wegen fahrlässiger Körper-
verletzung oder fahrlässiger Tö-
tung. Bei Letzterer beträgt der
Strafrahmen bis zu einem Jahr
Haft oder aber eine Geldstrafe bis
zu 720 Tagessätzen.

Straßenblockade
Machen Aktivisten eine Straßen-
blockade, droht ihnen nur eine
Verwaltungsstrafe. Im Gegensatz
zu Deutschland liegt laut Öster-
reichs Gerichten durch Blocka-
den allein keine gerichtlich straf-
bare Nötigung vor. Strafrechtlich
relevant wird es erst, wenn vor-
hersehbar ist, dass Einsatzkräften
derWeg blockiert wird. Etwa, weil
man sich direkt vor einer Feuer-
wehrausfahrt oder vor der einzi-
gen Ortszufahrt für Rettungen
festklebt. Dann kommen Delikte
wie Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit (Patient kommt später
ins Spital, aber es geht gerade
noch alles gut) bzw. fahrlässige
Körperverletzung oder Tötung
(wenn tatsächlich jemand ge-
schädigt wird) in Betracht.

Vorbild Deutschland?
Mikl-Leitner wünscht sich einen
Paragrafen wie in Deutschland.
Dort ist strafbar, wer die Sicher-
heit des Straßenverkehrs dadurch
beeinträchtigt, dass er Fahrzeuge
beschädigt oder Hindernisse setzt
und so Leib oder Leben eines
Menschen oder fremde Sachen
von bedeutendem Wert gefähr-
det. Die Strafbarkeit bei der Ge-
fährdung vonMenschen ist durch
das österreichische Strafrecht
schon abgedeckt. Allerdings dro-
hen nach deutschem Recht bei
Verstoß gegen diesen Paragrafen
bis zu fünf Jahre oder eine Geld-
strafe, also eine höhere Buße.

Das Strafrecht ist freilich
Bundessache. Mikl-Leitner will
den Vorschlag des Landesverfas-
sungsdiensts daher an das Justiz-
ministeriumweiterleiten.

verabschieden“

Sie sagen „verbindlich“: Was pas-
siert, wenn Ziele nicht eingehal-
ten werden?Wird es selbst aufer-
legte Sanktionen geben?
Ein Klimagesetz auf Landesebene
hat jetzt erst einmal den Charakter
einer Selbstbindung. Wie können
wir die Werkzeuge, die wir brau-
chen, damit wir die Ziele erfüllen,
fix in den Prozess verankern?

Das heißt, es passiert nichts,
wenn nichts passiert? Wenn Ver-
bindlichkeiten nicht eingehalten
werden?
Das ist genau Gegenstand des Ge-
setzes, das wir im neuen Jahr erar-
beiten werden. Wie organisieren
wir das Abarbeiten dieser riesen-
großen Brocken, sodass man es
auch hinkriegt und es nicht nur
Schall und Rauch ist?

Sie ernähren sich aus Klima-
schutzgründen fast nur noch
fleischlos. Die SPÖ plakatiert
sich in ihrer neuen Kampagne
mit einem Schnitzel. Ist das noch
zeitgemäß? Oder muss man sich
in Österreich vomwöchentlichen
Schnitzel verabschieden?
Jedenfalls muss man sich vom täg-
lichen Schnitzel verabschieden.
Sowohl aus Gesundheitsgründen
als auch aus Gründen der Umwelt
ist es gescheit, weniger Fleisch zu
essen. Aber ich halte nichts von
Essverboten. Ich bin nicht der vor-
derste Kämpfer für das leistbare
Schnitzel, finde aber, dass ausge-
wogene Ernährung finanzierbar
sein muss, und da ist Fleisch auf
dem Teller natürlich voll okay.

Was steht für Sie im neuen Jahr
auf der Agenda?
Energiewende, noch mehr Grün-
raum, und ein Klimabudget. Wir
wollen in Zukunft neue Projekte
nicht nur in Euro, sondern auch
nach Treibhausgas-Werten bewer-
ten, also wie viel positiven Effekt
sie auf das Klima haben und wie
viel negativen.

Wird auch die Stadtstraße ein
Klimabudget bekommen?
Künftig werden auch Infrastruk-
turvorhaben in diesem Klimabud-
get bewertet werden können.

Klimastadtrat, Jürgen Czernohorszky, in Richtung Bundesregierung. [ Clemens Fabry]

dass Österreich diese Ziele einhal-
te. Er selbst stehe nicht gern im
Stau, der Protest sei seiner Ansicht
nach dennoch legitim. „Man muss
sich fragen, was wirklich extrem
ist: diese Protestform, oder die Po-
litik, die sehenden Auges keine Kli-
maschutzpolitik macht?“

Verärgerte Autofahrer, die ih-
rem Unmut per Hupkonzert Luft
machten, gab es zuhauf. Denn es
handelte sich um die bisher größte
Blockade der Letzten Generation.
Neben der Praterstraße wurden
alle anderen Zufahrten zum Pra-
terstern zeitweise blockiert.

18 Personen wurden wegen
Verwaltungsübertretungen ange-
zeigt und festgenommen. Darun-
ter auch Martha Krumpeck, Mitbe-
gründerin der Organisation. Die
Aktion führte in der gesamten Um-
gebung des Pratersterns zu massi-
ven Auswirkungen auf den Früh-
verkehr, berichtete der ÖAMTC.

ZUR PERSON

Jürgen Czernohorszky (SPÖ) ist seit
2020 Stadtrat für Klimaschutz, Umwelt
und Demokratie, davor war der gebürtige
Burgenländer Wiener Stadtschulrat und
führte dann ab 2017 vier Jahre lang die
Bildungs-, Jugend- und Integrations-
agenden in der ehemals rot-grünen
Stadtregierung. Parteiintern kann der
45-jährige studierte Soziologe, der lang
als rote Nachwuchshoffnung in Wien
galt, eher zum linken Flügel der Wiener
SPÖ gezählt werden.
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